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§ 24  Örtliche Vollzugszuständigkeit 
 
(1) 1Die örtliche Zuständigkeit der Vollzugsanstalt richtet sich nach dem Gerichtsbezirk, in dem die 
verurteilte Person wohnt, sich aufhält oder bei behördlicher Verwahrung sich zuletzt aufgehalten hat, bei 
Soldatinnen und Soldaten auch nach dem Gerichtsbezirk, in dem der Standort liegt. 2Ist die verurteilte 
Person behördlich verwahrt, so richtet sich die Zuständigkeit bei einer Vollzugsdauer bis zu sechs Monaten 
nach dem Verwahrungsort. 3Wohnort ist der Ort, an dem die verurteilte Person den Schwerpunkt ihrer 
Lebensbeziehungen hat und an dem sie freiwillig unter Umständen verweilt, die darauf schließen lassen, 
dass das Verweilen von einer gewissen Dauer und Regelmäßigkeit ist. 4Aufenthaltsort ist der Ort, an dem 
die nicht in behördlicher Verwahrung befindliche verurteilte Person – auch nur für kurze Zeit, etwa bei der 
Festnahme – tatsächlich anwesend ist.

(2) 1Wird eine Strafe mit einer Vollzugsdauer von mehr als sechs Monaten in einer für den Aufenthaltsort 
zuständigen Vollzugsanstalt vollzogen, so ist die verurteilte Person in die für den Wohnort zuständige 
Vollzugsanstalt zu verlegen, wenn sie es binnen zwei Wochen nach der Aufnahmeverhandlung bei der 
Vollzugsanstalt beantragt. 2Wird eine solche Strafe im Anschluss oder in Unterbrechung der 
Untersuchungshaft vollzogen, so ist die verurteilte Person in die für den Wohnort zuständige Vollzugsanstalt 
zu verlegen, wenn sie dies binnen zwei Wochen nach entsprechender Kenntnisnahme bei der 
Vollzugsanstalt beantragt. 3Die Vollzugsanstalt weist sie bei der Aufnahmeverhandlung oder bei 
entsprechender Kenntnisnahme auf diese Möglichkeit hin und gibt der Vollzugsanstalt des anderen Landes, 
in welche die verurteilte Person verlegt werden soll, zur Prüfung die die örtliche Zuständigkeit der 
Vollzugsanstalt begründenden Umstände an und teilt mit, wie der Wohnort der verurteilten Person 
festgestellt wurde.

(3) 1Für eine verurteilte Person, die sich im Ausland aufhält und für die im räumlichen Geltungsbereich der 
Strafprozessordnung keine örtliche Vollzugszuständigkeit nach Absatz 1 besteht, richtet sich die örtliche 
Zuständigkeit der Vollzugsanstalt nach dem Sitz des Gerichts, das im ersten Rechtszug erkannt hat. 2Bei 
einer Vollzugsdauer bis zu sechs Monaten kann die verurteilte Person auch in diejenige sachlich zuständige 
Vollzugsanstalt eingewiesen werden, die mit dem geringsten Aufwand an Überführungskosten zu erreichen 
ist.

(4) 1Ist der Vollzug – z.B. auf Grund der Aussetzung eines Strafrestes zur Bewährung oder durch 
Entweichen der verurteilten Person – unterbrochen worden, so wird er in der Vollzugsanstalt, in der sie sich 
vor der Unterbrechung befunden hat, fortgesetzt. 2In dieser Anstalt werden auch weitere Strafen vollzogen, 
wenn der Rest der Gesamtvollzugsdauer die sachliche Zuständigkeit dieser Anstalt nicht übersteigt. 
3Befindet die verurteilte Person sich jedoch zum Vollzug einer weiteren Strafe bereits in einer anderen 
sachlich und örtlich zuständigen oder nach § 26 bestimmten Vollzugsanstalt in Strafhaft, so werden der 
Strafrest und weitere Strafen in dieser Anstalt vollzogen, wenn sie auch für den Rest der 
Gesamtvollzugsdauer zuständig ist; dies gilt sinngemäß, wenn die verurteilte Person nachträglich nach 
Absatz 2 Satz 1 und 2 in eine andere Vollzugsanstalt verlegt wird. 4Im Übrigen richtet sich die örtliche 
Zuständigkeit zum Vollzug weiterer Strafen nach den Absätzen 1 bis 3.
5Hatte sich die verurteilte Person vor der Unterbrechung in einer Anstalt des offenen Vollzuges oder des 
Erstvollzuges befunden, ist für den weiteren Vollzug die zuständige Anstalt des geschlossenen Vollzuges 
oder des Regelvollzuges maßgebend; dies gilt nicht für die in § 455 Absatz 4, § 455a StPO bezeichneten 
Fälle, für Fälle der Unterbrechung im Gnadenwege und soweit Anstalten des offenen Vollzuges oder des 
Erstvollzuges über geschlossene Abteilungen verfügen.

(5) Der Generalbundesanwalt weist vorbehaltlich besonderer Vereinbarung mit einer 
Landesjustizverwaltung die verurteilte Person in die zuständige Vollzugsanstalt des Landes ein, in dem 
diese zuletzt gewohnt oder sich aufgehalten hat.


